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Die Arbeitsvermittlung in Heſterreich. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. f 


In Nummer 35, Jahrgang 1898 dieſer Zeitſchri ir di 
Veroffentlichung der aan 13 1 0 
Departement im k. k. Handelsminiſterium über die Arbeitsvermittlung 
durchgeführt hat, beſprochen. a 

Seither hat dieſe Frage eine weſentliche Forderung erfahren und 
ſteht zu erwarten, daß ſie auch in nicht ferner Zeit einer geſetzlichen 
Regelung entgegengeht. Das k. k. arbeitsſtatiſtiſche Amt hat dem 
Arbeitsbeirathe einen Geſetzentwurf zur Begutachtung vorgelegt, welcher 
ſchon im engeren Ausſchuſſe einer eingehenden Berathung unterzogen 
wurde; außerdem wurden auch im Wege einer Enquete die wichtigſten 
Geſichtspunkte der Frage durch Einvernahme der Betheiligten näher 
beleuchtet. g 1 0 

Nachdem es ſich hier um eine Angelegenheit von großer Tragweite 
handelt, welche gerade die Verwaltung, die heute wiederholt in die 
Lage kommt, zwiſchen Arbeitsgebern und Arbeitsnehmern zu vermitteln, 
beſonders intereſſirt, To ſollen an dieſer Stelle einige grundlegende 
Fragen des Entwurfes erörtert werden. 

Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Dienft- und Stellen- 
vermittlung, ſchließt ſich im Principe an die Theilung des Stoffes 
an, welche die bereits hier beſprochene ſtatiſtiſche Erhebung des ſtatiſtiſchen 
Departements im k. k. Handelsminiſterium vorgezeichnet hat. Es iſt 
dies die Trennung in gewerbemäßige und in die nicht gewerbemäßige 
Dienſt⸗ und Stellen vermittlung. 

Das Gebiet der erſteren iſt bekannt. Hier haben wir in dem 
Entwurfe nur die Beſtimmungen über die Verleihung der Conceſſionen, 
über perſönliche Qualification der Vermittler, Einführung einer beſtätigten 
Geſchaftsordnung, welche die Höhe und Bedingungen der Gebühren 
zu enthalten hat, zu erwähnen. 

Die Definition des gewerbemäßigen Betriebes iſt negativ; ein 
ſolcher liegt nicht vor, wenn die Vermittlung unentgeltlich erfolgt oder 
durch Vereine, Corporationen keine höheren Gebühren eingehoben werden, 
als zur Deckung des mit der Dienſt- und Stellenvermittlung verbundenen 
Auſwandes erforderlich iſt. 


Die nicht gewerbemäßige Dienſt- und Stellenvermittlung, in 
welche die in obenerwähnter Statiſtik einbezogenen Vereine und Körper⸗ 
ſchaften eingereiht ſind, erfährt in ihrer Organiſation eine ſyſtematiſche 
Regelung. N „ 5 j 
Für alle gemeinſam gilt, daß fie keiner Conceſſion bedürfen, 
ſondern nur anzumelden ſind. Sie werden unterſchieden in Anſtalten 
der Vereine, gewerblichen Genoſſenſchaften und Gemeinden. 0 

Bezüglich der Vereine ſagt der Entwurf nur, daß deren Berechtigung 
zum Betriebe der Dienſt- und Stellenvermittlung nach den Statuten zu 
beurtheilen iſt. Dem Texte nach würden die Vereine auch keiner jener 
beſchränkenden Beſtimmungen unterworfen, die für andere Corporationen 
in Ausſicht genommen ſind und hier noch näher beſprochen werden 
ollen. 
f Als Corporationen, welche ſich mit der Arbeitsvermittlung befaſſen, 
ſind hier in erſter Linie zu nennen die gewerblichen Genoſſenſchaſten, 
welche theilweiſe bisher ſchon dieſer nach dem Gewerbegeſetze ihnen 
geſtellten Aufgabe nachgekommen ſind. Es ſoll nunmehr als Norm 
gelten: Genoſſenſchaften, die 200 oder mehr Gehilfen als Angehörige 
haben, inſoweit ſie die Arbeitsvermittlung ſchon beſorgen oder dieſelbe 
erſt einrichten, haben für die Beaufſichtigung der Arbeitsvermittlung 
einen Ausſchuß zu beſtellen, welcher zur Hälfte aus Genoſſenſchaft⸗ 
mitgliedern, zur Hälfte aus Gehilfen beſteht; der Obmann und Obmann⸗ 
Stellvertreter werden von den Mitgliedern des Ausſchuſſes aus ihrer 
Mitte gewählt. Die Arbeitsvermittlung bildet nach $ 114, beziehungs⸗ 
weiſe 116 G.⸗O., eine Aufgabe der Genoſſenſchaften; eine regere 
Thätigkeit haben nur die Fachgenoſſenſchaften größerer Städte entfaltet. 
Bei der Vereinigung verſchiedener Gewerbe iſt an eine erſprießliche 
Wirkſamkeit, beſonders am flachen Lande, nicht zu rechnen. 

Künftig ſoll die Arbeitsvermittlung der Genoſſenſchaften unter 
paritätiſche Aufſicht geſtellt werden. Man will damit jedenfalls den 
Klagen vorbeugen, welche ſich in kritiſchen Zeiten gegen die Arbeits⸗ 
zuweiſung geltend machen. Ein größerer Wirkungskreis ſoll künftig 
den Arbeits-, beziehungsweiſe Stellenvermittlungsämtern der Gemeinden 
zukommen. Landeshauptſtädte und die übrigen Städte mit mehr als 
30.000 Einwohner ſollen verpflichtet werden, unentgeltliche Arbeits⸗ 
vermittlungsanſtalten zu errichten und die Koſten der Einrichtung und 
Erhaltung dieſer Anſtalten zu tragen. Auch für andere Orte ſollen 
ſolche Anſtalten nach dem Ermeſſen der betheiligten Miniſterien errichtet 
werden, wenn ein eingeholtes Gutachten der betreffenden, Landtage deren 
Beſtand als ein Bedürfniß erſcheinen läßt. 

Für dieſe von Gemeinden errichteten Anſtalten ſoll ebenſo, wie 
bei den Genoſſenſchaften, die paritätiſche Verwaltung, jedoch unter 
Vorſitz eines Unparteiiſchen, der weder dem Stande der Arbeitgeber, 
noch jenem der Arbeiter angehört, eingeſührt werden. Dieſe Verpflichtung 
der paritätiſchen Verwaltung ſoll nicht nur für neu zu errichtende, 
ſondern auch für bereits beſtehende Vermittlungsämter in Städten und 
Gemeinden mit mehr als 30.000 Einwohnern gelten und ſind die 
letzteren Aemter binnen drei Monaten nach Beginn der Wirkſamkeit 
des Geſetzes entſprechend umzugeſtalten. 
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Bezüglich der Wahl der Beiſitzer iſt hier zu erwähnen, daß in 
erſter Linie die Mitglieder der Gewerbegerichte — Arbeitgeber und 
Arbeiter — zur Wahl berufen ſind, in Gemeinden, in welchen Gewerbe— 
gerichte nicht beſtehen, geht die Wahl der Vertreter der Arbeitgeber 
an die Gemeindevertretung, jener der Arbeiter an die Vorſtände der 
Krankencaſſen über. 

Kommt keine giltige Wahl zu Stande, oder lehnen die Ge— 
wählten den Eintritt in die Commiſſion ab und eine nochmalige 
Wahl führt ebenfalls zu keinem Reſultat, dann hat die Gemeinde die 
Geſchäfte der Verwaltungs-Commiſſion für die betreffende Wahlperiode 
zu übernehmen. 

Die Beamten der Anſtalt werden von der Gemeinde nach Anz 
hörung der Commiſſion ernannt. 


Von einſchneidender Bedeutung iſt wie ſchon bemerkt die pari⸗ 


tätiſche Verwaltung. 

Wir haben es hier mit einem Verſuche zu thun, durch das 
Zuſammenwirken von Unternehmern und Arbeitern bei der Arbeits— 
vermittlung eine Löſung der Schwierigkeiten zu finden, welche heute 
der geſammten Arbeitsvermittlung anhaften. In dem Vorſchlage liegt 
aber auch eine Neuerung, welche ſich erſt erproben muß, die auch 
mehr auf theoretiſche Erwägungen, als auf praktiſche Erfahrungen 
über das Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter aufgebaut iſt. 

Geht man der Sache näher auf den Grund und beachtet man 
die Forderungen der organiſirten Arbeiterſchaft, ſo wird man finden, 
daß die Parität nur dann die Zuſtimmung der Arbeiter erlangen 
dürfte, wenn fie der organiſirten Arbeiterſchaft das von ihr in An— 
ſpruch genommene Zuweiſungsrecht thatſächlich — wenn auch ſtill— 
ſchweigend. — ſichert. 

Die organiſirte Arbeiterſchaft nimmt das Recht der Arbeits- 
zuweiſung für ſich in Anſpruch und ſtützt ſich dabei auf die Noth— 
wendigkeit, ihrerſeits durch die Arbeitsdispoſition den Arbeitsmarkt in 
ihrem Intereſſe beherrſchen zu können. Gelingt ihr dies in vollem 
Maße, dann allerdings wäre der Arbeitgeber des Rechtes bezüglich 
Wahl ſeiner Arbeiter enthoben und je nach der Anſicht der Leitung 
der Organiſation der Arbeiter deren Dispoſitionen betreffend die 
Arbeitsbedingungen unterworfen. Inſoweit nun die allerdings heute 
von den Arbeitern ſelbſt noch bekämpfte Parität in der Aufſicht be⸗ 
ziehungsweiſe Verwaltung der Arbeitszuweiſung dieſen Abſichten unter— 
geordnet wird, hat ſie den gleichen Erfolg, der allerdings heute von 
Vielen, welche der praktiſchen Seite der Frage nicht näher ſtehen, 
kaum vorausgeſehen wird. Es hat daher die ſogenannte Parität eine 


viel größere Tragweite, als man bei flüchtiger Bedeutung zugeben | 


möchte. Sollte fie fo wirken, wie die Verfaſſer der Vorlage jedenfalls 
vorausſetzten — ausgleichend zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter — 
dann müßte die Vorausſetzung zutreffen, daß im Zuſammenwirken 
beider Vertragstheile unter einem unparteiiſchen Vorſitzenden jene 
Gegenſätze zurücktreten, welche ſich heute leider in gemeinſamen Be— 
rathungen nur zu ſehr geltend machen. 

Im deutſchen Reichstage wurde ein dem vorliegenden Geſetz— 
entwurfe ähnlicher Antrag geſtellt. Es ſei ein Geſetzentwurf vor⸗ 
zulegen, durch welchen beſtimmt wird, daß auf Antrag und nach An— 
hörung betheiligter Arbeitgeber und -nehmer Gemeinden, beziehungs⸗ 
weiſe weitere Communalverbände, inſoweit innerhalb ihrer Bezirke 
communale oder gemeinnützige Arbeitsnachweiſe, welche den Vor— 
ſchriften des zu erlaſſenden Geſetzes und dem Bedarfe nicht entſprechen, 
errichtet werden. An deren Verwaltung haben Arbeitgeber und 
nehmer je zur Hälfte unter dem Vorſitze eines Unparteiiſchen theil— 
zunehmen. Gegen dieſen Antrag machen ſich gewichtige Stimmen 
aus dem Kreiſe der Induſtrie geltend, ſpeciell aus Kreiſen, welche 
qualificirte Arbeiter verwenden und dementſprechend ſehr hohe Löhne 
bezahlen, ſo der Geſammtverband deutſcher Metallinduſtrieller, welcher 
202.000 Arbeiter beſchäftigt. Der Arbeitsnachweis dieſes Vereines 
hat ſeit 3. Juni 1890 bis Schluß 1898 der anſehnlichen Zahl von 
139.135 Arbeitern Stellen vermittelt. Die Bedenken, welche der 
genannte Verein gegen eine obligatoriſche Einführung der Parität in 
der Verwaltung der Arbeitsvermittlung geltend macht, ſind darauf 
zurückzuführen, daß, wie die Verhältniſſe heute ſtehen, die Parität, wie 
fie in der Praxpis ſich geſtaltet, das Verfügungsrecht des Arbeitgebers 
bezüglich der aufzunehmenden Arbeiter aufhebt. Die heutige wirth- 
ſchaftliche Organiſation, die ja auch die Grundlage der ſtaatlichen iſt, 


bedingt aber für den Unternehmer das Recht der Wahl bezüglich der 
aufzunehmenden Arbeiter, beziehungsweiſe das Recht der Aufnahme 
und Kündigung. Dieſe Frage bildet ja nicht nur Gegenſtand theo⸗ 
retiſcher Erörterungen, ſie wird ja auch praktiſch bethätigt als Anlaß 
vieler Arbeitseinſtellungen und die Verwaltungsbehörde hat wieder- 
holt gerade in dieſem Punkte — Wiederaufnahme entlaſſener Arbeiter 
— intervenirt. 

Wie ſchon bemerkt, nimmt die organiſirte Arbeiterſchaft das 
Recht der Arbeiterzuweiſung, beziehungsweiſe Arbeitsvermittlung für 
ſich in Anſpruch in der Erkenntniß, daß eine conſequente Durch— 
führung dieſes Grundſatzes die Unternehmungen von der Arbeiter— 
ſchaft abhängig macht, während heute mit einer Einſchränkung, welche 
in der Freizügigkeit und der geſetzlich geſtatteten Organiſation der 
Arbeiter gelegen iſt, das Gegentheil der Fall iſt. So lange nun der 
Unternehmer das Riſico zu tragen hat und dementſprechend auch die 
Dispoſition über ſein Unternehmen ſich wahren muß, wird er auch 
in der Wahl der Arbeitskräfte nicht beſchränkt werden dürfen. Die 
Härten, welche ſich in einzelnen Fällen daraus ergeben mögen, aus— 
zugleichen, trifft ein anderes Gebiet der Socialpolitik. 

Die heutige Zeit erzielt mit dem Grundfatze der einvernehm— 
lichen Regelung ſtreitiger Fragen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter 
wenig Erfolg, und ſind die Hoffnungen, welche man noch vor 
Decennien daran geknüpft, bedeutend geſunken. Die Gründe, welche 
dies bedingen, ſollen hier nicht erörtert werden. In der Arbeits— 
vermittlung ſehen wir ja auch die organiſirte Arbeiterſchaft, ſowie 
Gruppen von Arbeitgebern für ſich thätig. Ein Zuſammenwirken, 
wie ſie der beſprochene Geſetzentwurf in Ausſicht nimmt, mag als 
ein neuerlicher Verſuch gelten. Ueber das Weſen des Verſuches hinaus 
geht aber die zwangsweiſe Einführung der paritätiſchen Verwaltung 
und läßt es ſich nicht abſehen, welche Folgen dieſelbe in der Durch- 
führung haben wird. Es muß in Frage geſtellt werden, ob die 
geſetzgebende Gewalt Veranlaſſung hat, eine Organiſation ins Leben 
zu ruſen, welche vielleicht das Entgegengeſetzte von Dem bewirkt, was 
manche in wohlwollender Abſicht vorausſetzen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Geſichtspunkte für die Zuerkennung der Proceßkoſten bei einer beim 
Neichsgerichte eingebrachten Klage. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 6. Juli 1899 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Klage des Eugen Jordan, Pfarrvicars 
in Tapogliano, durch Dr. Joſef Porzer, de praes. 1. Mai 1899, 
Z. 143 R.⸗G., gegen das Miniſterium für Cultus und Unterricht 
auf Congrua-Ergänzung zu Recht erkannt: 

Das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht iſt ſchuldig, 
dem Kläger Eugen Jordan an Proceßkoſten den Betrag von 50 fl. 
binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution zu bezahlen. 

Gründe: In der Klage wird angeführt: Mit dem Richtig— 
ſtellungs⸗Erkenntniſſe vom 31. Jänner 1899 hat die Statthalterei in 
Trieſt dem Kläger über die behufs Dotations-Ergänzung aus dem 
Religionsfonde vorgelegte Faſſion die Congrua als Pfarrvicar in 
Tapogliano mit 460 fl., alſo mit dem im Geſetze vom 7. Jänner 1894, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 65, für exponirte Hilfsprieſter ſtatuirten Ausmaße feſt⸗ 
geſetzt. Der Kläger behauptet aber auf Grund des Anſtellungsdecretes 
vom 28. September 1898, 3. 2259, und des Certificates des fürft- 
erzbiſchöflichen Ordinariates Görz vom 9. März 1899, 3. 501, be— 
ziehungsweiſe 1 des Congrua-Geſetzes vom 19. April 1885, R.⸗ 
G.⸗Bl. Nr. 49, als Pfarrovicar in Tapogliano ſelbſtſtändiger Seelſorger 
zu ſein. Das Geſetz vom 19. September 1898, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 176, 
welches auch den Nachweis der ſtaatlichen Anerkennung der Selbſt— 
ftändigfeit der Station verlangt, habe auf den Kläger keine Anwendung, 
weil dieſes Geſetz erſt am 30. September 1898 kundgemacht, der 
Kläger aber ſchon am 28. September 1898 angeſtellt wurde. Uebri— 
gens wäre auch dieſer Nachweis hier vorhanden, da der zweite Vor— 
gänger des Klägers, Pfarrvicar Johann Boſchi, mit dem Miniſterial— 
Erlaſſe vom 12. Mai 1894, Z. 10.052, und der unmittelbare Vor⸗ 
gänger des Klägers, Maximilian de Pelka, mit Miniſterial-Erlaſſe 
vom 5. October 1898, Z. 25.543, der Letztere nach beim Reichs- 
gerichte erhobener Klage, die Congrua eines ſelbſtſtändigen Seelſorgers 


erhalten habe, und das Miniſterium eine ſolche Congrua nur bei 
Zutreffen der geſetzlichen Vorausſetzungen bewilligen kann. Demgemäß 
wird gebeten, zu erkennen: Das k. k. Miniſterium für Cultus und 
Untericht ſei ſchuldig, dem Klager die Congrua als Pfarrvicar von 
Tapogliano vom 28. September 1898 ab mit 600 fl. jährlich zu 
bemeſſen und die dieſer Bemeſſung entſprechende Nachzahlung ſammt 
5 Percent Zinſen vom Klagtage und die Gerichtskoſten binnen 
14 Tagen bei ſonſtiger Execution zu leiſten. g ö 

Das k. k. Miniſterium für Eultus und Unterricht hat mit dem dem 
k. k. Reichsgerichte mitgetheilten Erlaſſe vom 31. Mai 1899, 3. 14.850, 
den k. k. Statthalter in Trieſt ermächtigt, das Einkommenbekenntniß des 
Klägers unter Zugrundelegung der Congrua eines ſelbſtſtändigen Seel⸗ 
ſorgers per 600 fl. der Adjuſtirung zu unterziehen und demſelben die 
ihm hiernach gebührende Congrua-Ergänzung ſammt 5% Zinſen vom 
Klagstage, ferner an Proceßkoſten die wirklich berichtigten Stempel— 
gebühren, dann weitere 4 fl., nämlich für die Verfaſſung der Klage 
1 fl. 50 kr., Abſchrift derſelben ſammt Beilagen 1 fl. 50 kr., und 
Portogebühren 1 fl. flüſſig zu machen. N J 

Der hievon verſtändigte Kläger hat mit der Eingabe de pries. 
9. Juni 1899, 3. 188/R. G., erklärt, trotz dieſer Zahlungsanwei— 
ſung die Klage aufrecht zu erhalten. 

Bei der mündlichen Verhandlung hat der Vertreter des k. k. 
Miniſteriums für Cultus und Unterricht die zugebilligte Koſtenſumme 
damit gerechtfertigt, daß die Verfaſſung der Klage, welche ſich als 
Abſchrift einer früheren darſtelle, eine beſondere Mühewaltung nicht 
erfordert habe, das Miniſterium alſo zum Erſatz der thatſächlich auf— 
gelaufenen Koſten veranlaßt geweſen ſei, und zwar umſomehr, da 
das Miniſterium bei einfacher Verſtändigung von der Sache den 
Clienten der Gegenſeite ohne Klage klaglos geſtellt hätte, ſonach Pro— 
ceßkoſten überhaupt nicht zu tragen habe. 

Der Vertreter der Klage beſtritt dagegen dem Miniſterium über— 
haupt das Recht, Koſten zu beſtimmen; das Miniſterium hätte von 
dem Kläger eine Specification der Koſten verlangen, eventuell die 
Koſtenſpecification zur Beſtimmung dem Reichsgerichte vorlegen ſollen. 
Ueberdies ſei die Motivirung des Miniſteriums eine für den Redner 
und den ganzen Advocatenſtand geradezu beleidigende, zumal die Klage 
keine Abſchrift einer früheren ſei und auch ſchwierige Fragen, wie die 
Anwendung der alten oder neuen Congrua, erörtere. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von folgen— 
den Erwägungen ausgegangen: 

Durch die vorcitirte Zahlungsanweiſung erſcheint der Kläger 
bezüglich der angeſprochenen Congrua-Ergänzung und der 5% Zinſen 
hievon ſeit dem Klagstage klaglos geſtellt, es bedarf alſo diesfalls 
keines Zuſpruches. f 

Anders verhält es ſich jedoch bezüglich der dem Kläger als that— 
ſächlich obſiegenden Streittheile gebührenden Proceßkoſten. 

Der ſür die Verfaſſung der Klage und für die Abſchrift der— 
ſelben und der Beilagen angewieſene Betrag von 3 fl. reicht nicht 
einmal zur Deckung der Koſten der Abſchriften zu; was aber die 
Koften der Verfaſſung der Klage betrifft, fo iſt die Hinweiſung auf 
die Klage des Amtsvorgängers des dermaligen Klägers zur Berück⸗ 
ſichtigung nicht geeignet, da jeder Proceß auch in der Koſtenfrage als 
ein felbſtſtändiger in Betracht zu ziehen iſt. 

Die Anweiſung eines ſo niedrigen, offenbar unzureichenden 
Koſtenbetrages rechtfertigt es auch, daß der Kläger feine Klage nicht 
zurückgezogen hat; es gebührt demſelben daher auch der Erſatz der 
Koſten der heutigen Verhandlung. er 

Was nun die Beſtimmung der Koſten betrifft, fo ſteht dieſe 
nach § 34 des Geſetzes vom 18. April 1869, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 44, 
dem k. k. Reichsgerichte zu, und iſt mit der Beſtimmung der ge— 
ſammten Koſten vorzugehen, da eine Einigung der Parteien über 
die Höhe derſelben nicht erfolgte. 

f Demgemäß iſt dem Kläger als Erſatz der ihm durch die geg- 
neriſche Verweigerung der Anerkennung ſeines Anſpruches erwachſenen 
Koſten der Betrag von 50 fl. zuzuſprechen und dem k. k. Miniſterium für 
Cultus und Unterricht zu überlaffen, bei der Bezahlung dieſer Koſten 
die etwa bereits berichtigten Theilbeträge in Anrechnung zu bringen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 6. Juli 1899, 3. 205.) 
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Anwendung der Strafbeſtimmungen des § 83, Abſatz 2 und § 92 
des Branntweinſteuergeſetzes. (Wegbringung von Branntwein aus 
der Erzeugungsſtätte ohne die vorgeſchriebene Anmeldung.) 


Das Oberſte Geſällsgericht hat mit Beſchluß vom 23. März 1899, 
3.7 O.⸗G.⸗G., über die Berufungen des A und B gegen das Urtheil 
erſter Inſtanz des Gefällsobergerichtes ... in einem Branntweinfteuer- 
ſtraffalle erkannt: 

Die Beſchuldigten ſind der ihnen zur Laſt gelegten Uebertretung 
nicht ſchuldig. 

Entſcheidungsgründe: Mit dem angefochtenen Urtheile 
wurden A und B als Thäter der im § 92 des Branntweinſteuer⸗ 
geſetzes vom 20. Juni 1888, R.-G.-Bl. Nr. 95, vorgeſehenen ſchweren 
Gefällsübertretung der Wegbringung von Branntwein aus einer Er— 
zeugungsſtätte ohne vorausgegangene Anmeldung und Verſteuerung 
gemäß §§ 81 und 92 des citirten Geſetzes zu einer Geldſtrafe von 
je 200 fl., eventuell gemäß 88 116, 3. 1, und § 119 St.⸗G.⸗G. 
zum ſuppletoriſchen einfachen Arreſte von je 30 Tagen verurtheilt, 
welcher im Sinne des $ 122 G.-St.⸗G. in ſtrengen, mit einem Faſttage 
verſchärften Arrrſt von je 7 Tagen abgekürzt wurde. 

Dieſem Strafurtheile liegt der durch das ausdrückliche förmliche 
Geſtändniß des A und B rechtlich erwieſene Thatbeſtand zu Grunde, 
daß dieſelben einen Theil des Brantweines, welcher ihnen als Arbeitern 
in einer der Conſumabgabe unterliegenden Brennerei ſeitens des Brennerei— 
magazineurs täglich während der Betriebszeit aus dem Magazine für 
unverſteuerten Branntwein verabreicht wurde, ohne vorherige Anmeldung 
und Verſteuerung nach ihren außerhalb der Erzeugungsſtätte gelegenen 
Wohnungen wegbrachten. 

Die Geldſtrafe wurde mit dem im § 92 des Branntweinſteuer— 
geſetzes beſtimmten mindeſten Ausmaße verhängt. 

Die Berufungswerber wenden ein, daß die Anmeldung der 
Wegbringung von Branntwein aus der Erzeugungsſtätte nicht ihnen 
oblag, und daß ſie nicht wußten, ob der ihnen als Zulage zu dem 
Taglohne verabreichte Branntwein verſteuert wurde oder nicht. 

Das Oberſte Gefällsgericht ging bei ſeiner Entſcheidung von 
folgenden Erwägungen aus: 

Die ſchwere Gefällsübertretung der unangemeldeten Wegbringung 
von Branntwein aus der Erzeugungsſtätte wird nach § 92 des 
Branntweinſteuergeſetzes begangen, wenn Branntwein aus einer Er— 
zeugungsſtätte ohne die vorgeſchriebene Anmeldung weggebracht wird. 

Als Thäter dieſer Uebertretung wird gemäß § 83, Abſatz 2, 
des Branntweinſteuergeſetzes der Betriebsleiter der Brennerei, während 
ſeiner Abweſenheit von der Erzeugungsſtätte aber ſein Stellvertreter 
betrachtet, inſoferne er, beziehungsweiſe ſein Stellvertreter, on der 
unangemeldeten Wegbringung von Branntwein aus der Erzeugungs- 
ſtätte nicht ſchuldlos iſt und der Gegenſtand der Uebertretung nicht 
zugleich der Gegenſtand eines Diebſtahls oder einer Veruntreuung war. 

Liegen dieſe beiden Entſchuldigungsgründe nicht zugleich vor, 
ſo iſt demnach der Betriebsleiter der Brennerei als Thäter der erwähnten 
Uebertretung zu betrachten. 

Anderen Perſonen kann eine Mitthäterſchaft an der ſchweren 
Gefällsübertretung der unangemeldeten Wegbringung von Branntwein 
aus der Erzeugungsſtätte nicht zugerechnet werden. Dies erhellt ſowohl 
aus der Faſſung des § 83 leg. eit., welcher den Thäter der daſelbſt 
erwähnten ſchweren Gefällsübertretung beſtimmt bezeichnet, als auch 
aus dem Weſen der fraglichen Uebertretung ſelbſt. Dieſe beſteht nämlich 
trotz ihrer Bezeichnung als „unangemeldete Wegbringung“ nicht in 


der Uebertretung eines Verbotes der Wegbringung von Branntwein aus 


der Erzeugungsſtätte, alſo in einer Handlung, an welcher mehrere 
Perſonen mitthätig ſein können, ſondern in der Unterlaſſung der 
gebotenen Anmeldung dieſer Wegbringung, deren ſich, da dieſe An— 
meldung im $ 67 leg. eit. dem Betriebsleiter der Brennerei aufgetragen 
iſt, zunächſt nur dieſer ſchuldig macht. 

Hiedurch iſt allerdings nicht ausgeſchloſſen, daß an der mehr— 
erwähnten Uebertretung noch andere Perſonen als Urheber, Mitſchuldige 
oder Theilnehmer ſtrafbaren Antheil haben können, was in jedem 
einzelnen Falle nach den bezüglichen Beſtimmung des Gefällsgeſetzes 
zu beurtheilen iſt. 

In dem vorliegenden Straffalle wurde der von den Beſchuldigten 
A und B unangemeldet aus der Erzeugungsſtätte weggebrachte Brant- 
wein weder geſtohlen, noch veruntreut; demnach war nur der Betriebs- 
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leiter der Brennerei als Thäter der dem A und B zur Laſt gelegten 
Uebertretung anzuſehen und zu beſtrafen. 

Bezüglich der letzteren Beſchuldigten treffen nach dem Ergebniſſe 
der Gefällsunterſuchung weder die Bedingungen zur Zurechnung der 
Urheberſchaft ($ 21 G.⸗St.⸗G.), noch jene zur Zurechnung der Mit- 
ſchuld oder Theilnehmung (§S 26 G.⸗St.⸗G.) an der in Frage ſtehenden 
ſchweren Gefällsübertretung zu, weßhalb dieſelben losgeſprochen werden 


mußten. . e e 
5 (V.⸗Bl. des Juſtiz⸗Miniſteriums.) 
Notiz. 
(Eintreibung rückſtändiger Mitgliederbeiträge [Prämien] 


bei den nach § 115 a der Gewerbeordnung bei den Genoſſenſchaften 
errichteten Meiſterkrankencaſſen.) Die k. k. Miniſterien des Handels und 
des Innern haben ſich laut des an die politiſchen Landesbehörden gerichteten 
Erlaſſes des Handels miniſteriums vom 16. Juni 1899, 3. 26.228, in der 
Anſchauung geeinigt, daß auf Grund der beſtehenden Geſetze die Eintreibung rück⸗ 
ſtändiger Verſicherungsbeiträge der Mitglieder von Meiſterkrankencaſſen, welche nach 
$ 115 a der Gewerbeordnung im Sinne des Geſetzes vom 16. Juli 1892, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 202, betreffend die regiſtrirten Hilfscaſſen, errichtet wurden, im 
Verwaltungswege unzuläſſig iſt. Die genannten k. k. Miniſterien haben zugleich 
die Beſtimmung des § 10 des hinausgegangenen Muſterſtatutes für dieſe Caſſen, 
wonach der Vorſtand die gerichtliche Eintreibung der rückſtändigen Caſſenbeiträge zu 
erwirken hat, dahin erläutert, daß im Hinblick auf die Beſtimmungen des erſten 
und letzten Abſatzes des $ 12 des Geſetzes über die regiſtrirten Hilfscaſſen der 
Caſſenvorſtand die Eintreibung dieſer Beiträge durch Erhebung der Klage vor dem 
bei jeder Hilfscaſſe zu beſtellenden und in allen Streitigkeiten zwiſchen den verſicherten 
Perſonen und der Caſſe ausſchließlich zuſtändigen Schiedsgerichte einzuleiten und 
erforderlichen Falles durch Anſuchen um die Execution des ſchiedsgerichtlichen 
Erkenntniſſes oder des vor dem Schiedsgerichte geſchloſſenen Vergleiches bei dem 
ordentlichen zuſtändigen Gerichte des Schuldners endgiltig zu erwirken hat. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben anläßlich der Demiſſion des Geſammt⸗Miniſteriums 
dem Minifterpräfiventen uno L. d. M. d. J. Franz Grafen Thun⸗Hohenſtein 
das Großkreuz des St. Stefan⸗Ordens, dem Eiſenbahnminiſter Dr. Heinrich Ritt. 
von Wittek, dem Juſtizminiſter Dr. Ignaz Edlen von Ruber, dem Minifter 
für Cultus und Unterricht Arthur Grafen Bylandt⸗Rheidt, dem Ackerbau⸗ 
miniſter Michael Freiherrn von Kaſt, dem Finanzminiſter Dr. Joſef Kaizl, 
dem Handelsminiſter Joſef Freiherrn di Pauli von Treuheim und dem 
Miniſter Adam Ritter von Jedrzejowiez den Orden der eiſernen Krone 
I. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Statthalter in Steiermark Manfred Graſen 
Clary⸗Aldringen zum Ackerbauminiſter ernannt und mit dem Vorſitze im 
Miniſterrathe betraut. 

Se. Majeſtät haben den Feldzeugminiſter Zeno Grafen Welſersheimb 
zum Miniſter für Landesvertheidigung, den geheimen Rath Dr. Heinrich Ritter 
von Wittek zum Eiſenbahnminiſter, den geheimen Rath Dr. Ernſt von Koerber 
zum Miniſter des Innern, den geheimen Rath und Präſidenten des Oberlandes⸗ 
gerichtes in Trieſt, Dr. Eduard Ritter von Kindinger zum Juſtizminiſter, 
den Miniſterialrath im Miniſterraths⸗Präſidium Dr. Caſimir Ritter von Chile: 
dowski zum Miniſter ernannt und den geheimen Nath und Sectionschef Dr. 
Wilhelm Ritter von Harte! mit der Leitung des Miniſteriums für Cultus und 
Unterricht, den Sectionschef Dr. Franz Stibral mit der Leitung des Handels⸗ 
miniſteriums und den Sectionscheſ Dr. Severin Ritter von Kniaziolucki mit 
der Leitung des Finanzminiſteriums betraut. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Handelsminiſterium Dr. Franz 
Stibral den Orden der eiſernen Krone II. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Eiſenbahnminiſterium Dr. Franz 
Liharzik den Orden der eifernen Krone II. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterraths⸗Präſidium 
Dr. Eugen Freiherrn Hauenſchield⸗Bauer von Przerab das Ritterkreuz 
des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterraths⸗Präſidium 
Dr. Kaſimir Ritter von Chledowski das Comthurkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

5 Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Dr. Ignaz 
Gruber das Ritterkreuz des Leopold-Ordens, dem Sectionsrathe dieſes Mini⸗ 
ſteriums Dr. Auguſt Freiherrn von Odkolek den Orden der eiſernen Krone 
III. Claſſe und dem Miniſterial⸗Viceſeeretär daſelbſt Dr. Leopold Jo as das 
Ritterkreuz des Franz Joſeſ⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Erwin Freiherrn von Schwartzen au das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens und 
dem Sectionsrathe in dieſem Miniſterium Guido Freiherrn von Haerdtl den 
Orden der eiſernen Krone III. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Baurathe Eduard Ritter von Födrich in Wien das 
Ritterkrenz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Handelsminiſterium 
Dr. Friedrich Krenn das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens und dem Mini⸗ 
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ſterial⸗Concipiſten in dieſem Miniſterium Victor Grafen Chorinsky das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Concipiſten im Eiſenbahnminiſterium 
Dr. Georg Ritter Pounga von Lenie das goldene Verdienstkreuz mit der 
Krone verliehen. 

7 Dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Edmund Bernatzky wurde 
die allerhöchſte Anerkennung bekannt gegeben. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Eiſenbahnminiſterium Dr. 
Zdenko Ritter von Forſter deu Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Oberdirector im Miniſterium des 
Innern Alois Ritter den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes bekleideten Oberinſpector der öſterreichiſchen Staatsbahnen Dr. Carl 
Schreiber zum Sectionsrathe im Eiſenbahnminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Secretär im Handelsminiſterium Anton 
Delles zum Sectionsrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Oberbaurath Anton Traué zum Hofrath und 
den Baurath Carl Barth von Wehrenalp zum th NE tech⸗ 
e un der Poſt⸗ und Telegrafen⸗Centralleitung im Handelsminiſterium 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Aug uſt Rebenſteiger von 
Blankenfeld in Podebrad zum Statthaltereirathe ernannt. 

Der Miniſterpräfident a. L. d. M. d. J. hat die Statthalterei:Secretäre 
Conrad Freiherrn von Braun, Peter Ziegler, Dr. Rudolf Neumann, Guſtav 
Kraffer und Johann Schaller zu Bezirkshauptmännern, dann den Bezirks⸗ 
Obercommiſſür Emil Okenfus und die Bezirkscommiſſäre Carl Freiherrn von 
Villani, Carl Pacäk, Severin Lubas und Dr. Carl Stepan zu Statt: 
halterei⸗Secretären in Böhmen ernannt. 

Der Präſident des Oberſten Rechnungshofes hat den Ob errechnungsrath 
Joſef Appel zum Hofſecretär ernannt. 

Der Oberſte Rechnungshoſ hat den Rechnungsrath Alfred Ptaczek zum 
Oberrechnungsrathe und den Rechnungsrevidenten Anton Coſta zum Rechnungs⸗ 
rathe ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Hilfsämter⸗Directions⸗ 
Adjuncten Joſeſ Stauber zum Hilfsämter⸗Director und den Official Wenzel 
Stu 11 zum Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Hilfsämter⸗Directions⸗ 
Adjuncten Peter Wranitzky zum Hilfsämter⸗Director bei der Statthalterei in 
Dalmatien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zolloberamts⸗Official Adolf Neiffig zum 
Zolloberamts⸗Verwalter bei dem Hauptzollamte in Graz ernannt. 

8 Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Moriz Schmied zum 
Finanzſecretär bei der Finanz-Landesdirection in Brünn ernannt. 


Erledigungen. 


Mehrere Oberamts⸗Verwalterſtellen in der VIII. Rangsclaſſe, even: 
tuell mehrere Oberamts-Controlor- oder Verwalterſtellen in der 
IX. und Controlorſtellen in der X. Rangsclaſſe; dann 2, eventuell mehrere 
Official ſtellen in der X. und Aſſiſtentenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei 
a n in Wien bis 26. October 1899. (Amtsblatt 

r. 226.) 


N.⸗E. 4682. 


Coneurs-Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Krummau in Böhmen iſt die 
Stelle des Herrekärs zu beletzen, 
mit der ein Jahresgehalt von 1500 fl. ö. W. und ſechs Dienſtalters⸗(Quin⸗ 
quennal-) Zulagen von je 10% dieſes Gehaltes, ferner der Penſionsanſpruch nach 
den für Gemeindebeamten der Stadt Krummau beſtehenden Normen verbunden iſt. 

Bewerber um dieſe Stelle, die deutſcher Nationalität ſein müſſen, haben ihre 
mit Nachweis ihres Alters und ihrer bisherigen praktiſchen Verwendung, Zeugniſſen 
über die vollendeten juridiſchen Studien und die mit Erfolg abgelegten theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder das erlangte Doctorat der Rechte, womöglich auch über die 
praktiſch⸗politiſche Prüfung und mit einem ärztlichen Zeugniſſe verſehenen Geſuche 
längſtens bis 15. November l. J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte ein⸗ 
zubringen. — Einige Kenntniß der zweiten Landesſprache iſt erwünſcht. 

Die Anſtellung erfolgt vorläufig proviſoriſch auf ein Jahr, nach deſſen Ab⸗ 
laufe es dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe vorbehalten bleibt, das Dienſtverhältniß definitiv 
zu geſtalten oder gegen vierteljährige Aufkündigung aufzulöſen. 

Der Dienſtantritt hat längſtens bis 1. Jänner 1900 zu erfolgen. 

Bürgermeiſteramt Krummau, am 19. September 1899. 


Der Bürgermeiſter: G. Strauß. 


E Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 51 und 52 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


